
- Bevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr. Frank Riechelmann,
Katharinenstraße 11, 20457 Hamburg -

1

2

BUNDESVERFASSUNGSGERICHT

- 1 BvR 846/19 -

In dem Verfahren
über

die Verfassungsbeschwerde

der Frau Y…,

gegen das Urteil des Bundesfinanzhofs vom 13. September 2018 - III R 19/17 -

hier: Erledigung der Hauptsache und Antrag auf Auslagenerstattung

hat die 3. Kammer des Ersten Senats des Bundesverfassungsgerichts durch

die Richterinnen Baer,

Ott

und den Richter Radtke,

gemäß § 93d Abs. 2 Satz 1 in Verbindung mit § 34a Abs. 3 BVerfGG in der
Fassung der Bekanntmachung vom 11. August 1993 (BGBl I S. 1473)
am 5. März 2021 einstimmig beschlossen:

1. Das Verfahren ist in der Hauptsache erledigt.

2. Die Bundesrepublik Deutschland hat der Beschwerdeführerin ihre not-
wendigen Auslagen zu erstatten.

G r ü n d e :

1. Das Verfahren ist erledigt, nachdem die Bundesagentur für Arbeit den streitge-
genständlichen Rückforderungsbescheid aufgehoben hat und dadurch die durch die
Beschwerdeführerin vorgetragene Beschwer entfallen ist.

2. Nach § 34a Abs. 3 BVerfGG ist auch im Falle der Erledigung der Verfassungsbe-
schwerde über die Erstattung der Auslagen nach Billigkeitsgesichtspunkten zu ent-
scheiden. Beseitigt die öffentliche Gewalt von sich aus den mit der Verfassungsbe-
schwerde angegriffenen Akt, so kann, falls keine anderweitigen Gründe ersichtlich
sind, davon ausgegangen werden, dass sie das Begehren selbst für berechtigt er-
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achtet. In einem solchen Fall ist es billig, die öffentliche Hand ohne weitere Prüfung
an ihrer Auffassung festzuhalten und den Beschwerdeführenden die Erstattung ihrer
Auslagen in gleicher Weise zuzubilligen, wie wenn der Verfassungsbeschwerde statt-
gegeben worden wäre (vgl. BVerfGE 85, 109 <114 f.>; 91, 146 <147>).

Nach diesen Grundsätzen ist es im vorliegenden Fall billig, die vollständige Erstat-
tung der Auslagen anzuordnen. Mit der Aufhebung des streitgegenständlichen Rück-
forderungsbescheides wurde dem Begehren der Beschwerdeführerin abgeholfen.
Gründe, die eine abweichende Entscheidung rechtfertigen würden, sind nicht ersicht-
lich.

Zur Erstattung der Auslagen verpflichtet ist der Träger, dem der erfolgreich gerügte
Verfassungsverstoß zuzurechnen ist (vgl. nur BVerfGE 78, 350 <364>). Dies ist die
Bundesrepublik Deutschland, da diese Trägerin der Ausgangsbehörde ist und die
Beschwerdeführerin darüber hinaus eine Grundrechtsverletzung durch die Entschei-
dung eines Bundesgerichts gerügt hat.

Die Festsetzung eines Gegenstandswertes ist entbehrlich, da ein höherer Gegen-
standswert als der Mindestwert nicht in Betracht kommt.

Diese Entscheidung ist unanfechtbar.

Baer Ott Radtke
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